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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Förderung der Bundeswehr in Bayern (Drs. 19/1556)

- Zweite Lesung -

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsregie-

rung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich eröffne die Aus-

sprache. Der erste Redner ist der Kollege Wolfgang Fackler für die CSU-Fraktion.

Wolfgang Fackler (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Wir von der CSU sind der verlässliche Partner der Bundeswehr. Wir wis-

sen: Ohne Sicherheit gibt es keine Freiheit. Deshalb setzen wir uns für mehr Sicher-

heit in Bayern und in Deutschland ein. Wir nutzen die Möglichkeiten des Föderalis-

mus. Wir sorgen mit unserem Gesetzentwurf zur Förderung der Bundeswehr für 

optimale Rahmenbedingungen für die Bundeswehr in Bayern. Ich sage: Dieses Ge-

setz zu verabschieden ist notwendig. Es ist zielführend. Es ist richtig. Es ist deutsch-

landweit einmalig. Es ist bundesweit anerkannt und wird in höchsten Tönen gelobt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieses Gesetz hat Vorbildfunktion. Ich danke 

unserem Ministerpräsidenten und der Staatsregierung für die Vorlage dieses Gesetz-

entwurfs.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Wir setzen damit auch ein wichtiges Zeichen zur richtigen Zeit. Was aber tun die links-

grüne Seite des Parlaments und verschiedene Verbände? – Wenn ich so manche 

Rhetorik verfolge, stelle ich fest: Sie leisten wie erwartet reflexartig Widerstand. "Frie-

den schaffen ohne Waffen" ist das eigentliche Credo, das bei denjenigen, die dieses 

Gesetz ablehnen, dahintersteckt. Diese Ablehnung verschafft vielleicht ein moral-

isches Hochgefühl. Aber die Chefstrategen im Kreml werden diese Haltung nicht be-

lohnen. Vielmehr werden sich die Kreml-Strategen über die pazifistische Renaissance 
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linker politischer Kräfte in Deutschland freuen, weil mit ihr unsere Verteidigungsfähig-

keit von innen heraus geschwächt wird.

Die rechts außen hier im Parlament hat der Kreml bereits auf seine Seite gebracht, 

wie auch immer.

(Christoph Maier (AfD): Unsinn!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei den Linken müssen lediglich die politi-

schen Reflexe aktiviert werden. Aber weder Verweigerungshaltung noch ideologische 

Blockaden machen uns verteidigungsfähig. Vielmehr sind Aufmerksamkeit, Respekt 

und gesellschaftlicher Rückhalt für die Bundeswehr und einen wehrhaften Staat ent-

scheidend, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Für Ihre Ziele verdrehen die linken GRÜNEN sogar die Tatsachen. Zivilklauseln an 

Universitäten sind aus der Zeit gefallen. Sie sind ein Relikt der außenpolitischen 

Scheinsicherheit.

(Zuruf des Abgeordneten Benjamin Adjei (GRÜNE))

– Sie sind anscheinend auch in der Scheinsicherheit hängen geblieben, in der Sie es 

sich gemütlich gemacht haben.

Zivilklauseln sind – dazu gibt es eine ganz klar vorgetragene Meinung – verfassungs-

widrig.

(Zuruf des Abgeordneten Benjamin Adjei (GRÜNE))

Wenn sich Universitäten mit einer Zivilklausel selbst verbieten, in alle Richtungen for-

schen zu dürfen, dann ist das eine Einschränkung ihrer Wissenschaftsfreiheit. So ist 

die Lage der Dinge. Sie von den GRÜNEN verdrehen die Tatsachen. Die Meinung, 

dass Zivilklauseln verfassungswidrig sind, vertrat der Deutsche Hochschulverband 
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schon in einer Resolution im Jahr 2014. Es geht um den Schutz der Forschungsfrei-

heit in Bayern in Bezug auf militärische Forschung. Wir brauchen bestmögliche Aus-

rüstung. Wir brauchen Tempo und Dynamik, um bei der Forschung weltweit nicht ab-

gehängt zu werden, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Das Gleiche gilt übrigens auch für die Öffnung der Schulen für die Bundeswehr. Wir 

brauchen dringend einen Einblick in die Welt der Sicherheitspolitik von anerkannten 

Experten. Seit Clausewitz wissen wir: Jeder Bürger eines Staates ist auch der gebore-

ne Verteidiger dieses Staates.

(Christoph Maier (AfD): Die Patrioten sind die besten!)

Diese harte Wahrheit muss man leider so früh wie möglich vermitteln, um Bürger zu 

mündigen Bürgern zu machen. Meine Damen und Herren, deshalb haben wir in 

Deutschland aber noch lange keine Militarisierung. Wir lassen es nicht zu, dass der 

Bundeswehr aus ideologischen Interessen an Schulen die kalte Schulter gezeigt wird.

Übrigens ist jeder Lehrer Staatsdiener und diesem Staat verpflichtet. Der Artikel 2 Ab-

satz 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen sagt 

ganz klar:

"Die Schulen haben insbesondere die Aufgabe, (…) die Bereitschaft zum Einsatz 

für den freiheitlich-demokratischen und sozialen Rechtsstaat und zu seiner Vertei-

digung nach innen und außen zu fördern (…)"

Das heißt: Wenn an der Schule ein Pazifist ist, ist die Schule dennoch in der Pflicht, 

den Schülerinnen und Schülern auch eine vom Pazifismus abweichende Meinung vor-

zustellen. Meine sehr geehrten Damen und Herren von den GRÜNEN, wiederum 

haben Sie damit die Tatsachen verdreht.

(Beifall bei der CSU)
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Wir schaffen mit unserem Gesetz Klarheit; denn es geht um die Ausgestaltung und 

Fokussierung auf die Zeitenwende. Unsere Bürger brauchen Klarheit und Orientie-

rung. Wir tun dies aus bayerischer Sicht mit diesem Gesetzentwurf. Ich danke allen, 

die an ihm mitgewirkt haben. Wir werden dem Gesetzentwurf selbstverständlich zu-

stimmen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Es liegt eine Zwischenbemerkung vom Kollegen 

Benjamin Adjei von den GRÜNEN vor.

Benjamin Adjei (GRÜNE): Herr Kollege Fackler, meine erste Frage an Sie lautet: 

Haben Sie gerade dem Großteil der Lehrkräfte und insbesondere auch der Gewerk-

schaft Erziehung und Wissenschaft unterstellt, ideologisch zu sein?

Ich habe eine zweite Frage. Sie haben gesagt "in höchsten Tönen gelobt". Ich habe 

von der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, vom Bayerischen Roten Kreuz 

und von Kirchen bisher eigentlich nur Kritik gehört. Können Sie bitte einmal sagen, 

was diese drei Organisationen, die ja für die Themen, die Sie ansprechen, sehr wich-

tig sind, an diesem Gesetzentwurf gelobt haben?

Wolfgang Fackler (CSU): Es ist ganz klar: Sie suchen immer das Haar in der Suppe. 

Das wissen wir schon. Ich habe das jetzt mehrfach ausgeführt. Ich möchte nur noch 

einmal auf das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen hinwei-

sen. Dort steht die Aufgabe der Schulen ganz klar drin.

(Benjamin Adjei (GRÜNE): Das ist keine Antwort!)

Das ist keine pauschale Kritik. Sie gehen nur pauschal vor. Sie kümmern sich über-

haupt nicht um Details.

(Zuruf des Abgeordneten Jürgen Mistol (GRÜNE))
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Ich glaube, das ist immer das Problem. Sie arbeiten einfach schlampig. Das muss ich 

Ihnen an dieser Stelle einfach vorhalten.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten Stephanie Schuhknecht (GRÜNE))

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Der nächste Redner ist der Kollege Dieter Arnold 

für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dieter Arnold (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Bürgerinnen und Bürger! Der Gesetzentwurf der 

Staatsregierung zur Förderung der Bundeswehr in Bayern wirft immer mehr Fragen 

auf, je öfter ich ihn lese.

Die Bundesregierungen, sowohl die aktuelle als auch die vorangegangene, haben 

unser Militär systematisch kaputtgespart. Auch die CSU war daran nicht unbeteiligt. 

Das musste endlich aufhören. Aber warum? – Wegen Krieg.

Überall auf der Welt brennt es, und plötzlich fällt der Politik wieder die Bundeswehr 

ein. Obwohl die NATO nicht explizit eine Mindeststärke an Soldaten fordert, zeigen 

neueste Berechnungen und strategische Planungen, dass Deutschland ein Kontingent 

von etwa 255.000 Soldaten benötigt. Aktuell sind lediglich rund 180.000 Soldaten im 

Dienst. Es fehlen also rund 75.000 Soldaten.

Wie sollen wir unter diesen Bedingungen unserer Verantwortung in der NATO gerecht 

werden? Unsere Soldaten sind überlastet, und die Personaldecke ist dünn. Eine Auf-

stockung der Truppenstärke ist somit dringend erforderlich, um unsere Verteidigungs-

fähigkeit zu sichern und unsere Verpflichtungen innerhalb der NATO zu erfüllen.

Unsere Bundeswehr verfügt über rund 900.000 Reservisten. Diese Zahl klingt beein-

druckend. Doch der Gesundheits- und Einsatzzustand sowie auch der Einsatzstatus 

dieser Reservisten ist weitgehend ungeklärt.Mal ehrlich: Ich bin jetzt 51 Jahre alt und 
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relativ fit. Ich war zwölf Jahre Soldat. Von meiner Belastbarkeit als aktiver Soldat bin 

ich aber meilenweit entfernt. Das geht, wie ich beim letzten Treffen mit meinen alten 

Kameraden feststellen musste, nicht nur mir so.

Wir müssen auf jeden Fall sicherstellen, dass Reservisten regelmäßig geschult, aus-

gerüstet und medizinisch betreut werden, um die Einsatzbereitschaft für den Ernstfall 

zu sichern. Aber wo soll das stattfinden? In geschlossenen oder abgerissenen Kaser-

nen? Auf Truppenübungsplätzen, die schon lange aufgegeben und dem Naturschutz 

übergeben wurden?

Liebe GRÜNE, Naturschutz oder Landes- und Bündnisverteidigung? Entweder bauen 

wir Kasernen für unsere Soldaten oder neue Unterkünfte für illegale Zuwanderer.

Es geht so nicht weiter. Schützen wir unsere Bevölkerung endlich. Sie hat es verdient. 

Verschenken wir nicht Steuergeld auf der ganzen Welt.

(Beifall bei der AfD)

Jetzt sollen plötzlich – natürlich mit sehr viel Steuergeld, mit was auch sonst – Proble-

me gelöst werden. Es fehlen oft grundlegende Einsatzmittel wie Munition, Gewehre, 

Ausrüstung, funktionierende Fahrzeuge, Panzer, Flugzeuge, Helikopter und vieles 

mehr. Dieser Mangel an Ausrüstung gefährdet nicht nur die Sicherheit unserer Solda-

ten, sondern auch unserer ganzen Nation. Gleichzeitig werden aber großzügig Waffen 

an die Ukraine verschenkt. Dies erinnert immer mehr an einen Stellvertreterkrieg und 

nicht an Landes- und Bündnisverteidigung.

Fazit: Es fehlt sowohl an Personal als auch an Ausrüstung und Infrastruktur. Das muss 

sich ändern, und dafür steht die AfD.

(Beifall bei der AfD)
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Beim letzten Mal sprach ich von Kriegstreiberei. Es hört nicht auf: Die Nato richtet in 

Wiesbaden die Ukraine-Kommandozentrale ein. Von den USA werden ab 2026 Lang-

streckenraketen und Marschflugkörper in Deutschland stationiert.

Leute! 1983 sind gegen dieses Vorhaben noch über eine Million Menschen auf die 

Straße gegangen. Ist das alles schon vergessen? – Wir sind meiner Meinung nach 

schon mitten im Krieg. Ich hoffe für unsere Kinder und unsere Nachfahren, dass das 

Bundesgebiet nicht zum Kriegsschauplatz der Supermächte wird. Anscheinend haben 

wir aus der Geschichte nichts gelernt.

(Beifall bei der AfD)

Liebe SPD, ich erinnere an ein Zitat von Helmut Schmidt: "Lieber hundert Stunden 

umsonst verhandeln als eine Minute schießen." Wo ist Ihre Diplomatie?

(Zuruf des Abgeordneten Volkmar Halbleib (SPD))

Lassen Sie uns endlich an den Verhandlungstisch zurückkommen. Mit Waffenlieferun-

gen löst man keine Konflikte, man verschärft und verlängert sie nur.

Zusammengefasst: Die AfD ist für die Förderung und Stärkung der Bundeswehr. Wir 

stehen fest und stolz an der Seite unserer Soldaten. Wir sind aber klar gegen diese 

politische Kriegstreiberei. Deswegen enthalten wir uns bei diesem Antrag. – Vielen 

Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner ist der Kollege Bernhard Pohl.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, Herr Ministerpräsi-

dent, Herr Staatsminister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Florian Herrmann, 

ich habe es in der Ersten Lesung bereits gesagt: Dieses Gesetz ist ein Meisterstück. 

Dieses Gesetz ist hervorragend und wird deshalb eine breite Mehrheit finden.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Volkmar Halbleib (SPD): Da 

muss er selber lachen! – Ministerpräsident Dr. Markus Söder: Ich freue mich über 

die gute Formulierung!)

Ich glaube, dass auch die SPD diesem Gesetz zustimmen wird. Kollege Halbleib, was 

heißt, "er muss selber lachen"? Der Kollege Adjei hat gefragt, von wem denn das Lob 

für diesen Gesetzentwurf kommt. Ich kann es Ihnen beiden sagen.

Im Gegensatz zu Ihnen war ich vor vier oder fünf Wochen beim Parlamentarischen 

Abend des Reservistenverbands in Berlin und habe da von verschiedenen politischen 

Lagern wirklich große Zustimmung und großes Lob gehört. Der Verteidigungsminister 

höchstpersönlich hat gesagt, dieses bayerische Gesetz sei eine Blaupause für alle an-

deren Bundesländer.

(Michael Hofmann (CSU): Hört, hört!)

Wenn meine Informationen richtig sind, dann arbeitet auch Berlin an einem Bundes-

wehrgesetz

(Volkmar Halbleib (SPD): Kein Widerspruch!)

und nimmt sich Bayern zum Vorbild.

(Michael Hofmann (CSU): Wenn Sie das auch mal in anderen Sachen machen 

würden!)

Ich denke, man kann das auch mal anerkennen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Lieber Kollege Hofmann, die Hoffnung stirbt zuletzt.

Ich muss an dieser Stelle aber sagen, dass der Kollege Fackler allerdings schon in 

einem etwas anderen Film unterwegs war. Die Bundeswehr wird von den Regierungs-

fraktionen von FREIEN WÄHLERN und CSU unterstützt. Wenn es hier heißt, die CSU 
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sei der Partner der Bundeswehr, dann darf ich an die düsteren Zeiten eines Freiherrn 

von und zu Guttenberg erinnern, der etwas geschafft hat, was der Warschauer Pakt 

nicht fertiggebracht hat, nämlich: die Wehrpflicht faktisch abzuschaffen. Kollege Streibl 

würde irgendetwas vom reuigen Sünder erzählen. Ich glaube, wir vertiefen das nicht 

näher, weil hier heute dieses Gesetz und nicht die Frage, wer enger an der Seite der 

Bundeswehr steht, zur Abstimmung steht.

Ich freue mich sehr, dass die Mehrheit in diesem Haus nicht nur die Regierungsfraktio-

nen, sondern auch die SPD umfasst. Ich freue mich, weil auch die SPD eine große 

Tradition bei der Förderung der Bundeswehr hat. Ich hatte auf Peter Paul Gantzer, 

aber natürlich auch auf die Verteidigungsminister der SPD, die zum großen Teil auch 

gute Arbeit geleistet haben, verwiesen.

Wenn hier jetzt von rechts außen die Frage gestellt wird, ob wir aus der Protestbewe-

gung gegen den Nato-Doppelbeschluss, der sogenannten Friedensbewegung nichts 

gelernt hätten, dann sage ich Ihnen: Jawohl, wir haben etwas gelernt. Ich habe zur da-

maligen Zeit Abitur gemacht. Damals wurde in der Tat die Frage gestellt: Lieber rot als 

tot? Diese Frage stellen Sie offensichtlich auch, wenn Sie sich auf die Seite des Post-

Kommunisten Wladimir Putin stellen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Jetzt zu dem Gesetz. Das Gesetz ist notwendig, wichtig und richtig. Die Frage, ob eine 

Zivilklausel verfassungskonform wäre oder nicht, stellt sich gar nicht. Wir lösen diese 

verfassungsrechtliche Frage, indem wir als Gesetzgeber feststellen, dass sie einfach 

unzulässig ist. Damit brauchen wir die Frage der Verfassungsmäßigkeit gar nicht zu 

klären.

Ich freue mich auch sehr, dass wir die Schulen mit im Boot haben. Kollege Adjei, ich 

rede jetzt nicht von Gewerkschaften, ich rede von der Realität draußen: Vor wenigen 

Wochen hat mich die Direktorin – ich nenne sie auch mit Namen: Karin Dobrindt – des 

Maristenkollegs in Mindelheim angefragt, ob ich ihr einen Kontakt zur Bundeswehr 
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herstellen könne, weil sie in ihrer Schule nämlich genau das umsetzen wolle, was wir 

heute beschließen.

(Zurufe von den GRÜNEN)

Das ist die Realität. Ich bin bei den Leuten draußen und eben nicht nur bei der Ge-

werkschaft, die Ihnen hier vielleicht nach dem Mund redet.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Die Bundeswehr ist für unsere Landes- und Bündnisverteidigung elementar wichtig. 

Sie hat jetzt den Stellenwert, den sie verdient. Dieses Gesetz hebt diese Zustimmung 

auf die legislative und damit auf eine andere Ebene.

Um wieder auf die Friedensbewegung von damals zurückzukommen: Ich glaube, da-

mals wäre das nicht mehrheitsfähig gewesen. Immerhin ist Bundeskanzler Helmut 

Schmidt damals unter anderem über den Nato-Doppelbeschluss gestürzt. Ich freue 

mich sehr, dass wir jetzt ein anderes Verständnis haben.

Ich sage es Ihnen an dieser Stelle ganz klar: Ich bezeichne mich als Pazifisten, weil 

ich mit meiner Zustimmung und meiner Unterstützung der Bundeswehr dafür sorge, 

dass wir denen helfen, deren Leben, deren Gesundheit, deren Freiheit bedroht sind. 

Nicht wegschauen, nicht wegducken und sagen, ich nehme keine Waffe in die Hand!

Ein Pazifist ist derjenige, der anderen zur Seite steht, wenn sie in Not sind, deswegen 

klare Zustimmung zu diesem Gesetz.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner ist der Kollege Benjamin Adjei.

Benjamin Adjei (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber 

Kollege Pohl, wenn das ein Meisterwerk sein soll, dann will ich nicht wissen, wie ein 

Gesetz aussieht, von dem ihr sagt, dass es kein Meisterwerk ist.
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(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Das, was in Berlin produziert wird!)

Dieses Gesetz ist nicht nur unnütz, es ist verfassungswidrig, und am Ende gefährdet 

es auch den bayerischen Wissenschaftsstandort.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Klagen Sie doch!)

Vorhin ist schon Karl-Theodor zu Guttenberg angesprochen worden. Er hat nicht nur 

die Wehrpflicht abgeschafft, er hat die Bundeswehr auch kaputtgespart und genau in 

den Zustand gebracht, dem wir als GRÜNE auch in der Bundesregierung heute aus-

gesetzt sind und den wir korrigieren müssen.

Die Bundesregierung hat sich des Ganzen angenommen: Auf der einen Seite haben 

wir nie einen so großen Verteidigungshaushalt gehabt wie jetzt. Das Zwei-Prozent-Ziel 

ist jetzt erstmalig seit der Wiedervereinigung erreicht worden. Auf der anderen Seite 

gehen wir an die Struktur der Bundeswehr und versuchen, die Bundeswehr für neue 

Herausforderungen aufzustellen, zum Beispiel für die hybride Kriegsführung, der wir 

durch Russland und China ganz massiv ausgesetzt sind, indem wir im Cyber- und In-

formationsraum eine neue Teilstreitkraft der Bundeswehr etablieren.

Natürlich muss man sich Gedanken machen, was am Ende der Freistaat Bayern tun 

kann. Wenn man das tiefgehend analysiert, wird man in den Kernkompetenzen des 

Freistaates Bayern aber nicht viel sehen. Deswegen haben Sie jetzt mit der Brech-

stange versucht, die Schwerpunktthemen der Landesgesetzgebung Wissenschaft und 

Bildung irgendwie mit der Bundeswehr zusammenzubringen. Das Ergebnis ist – das 

merkt man ganz klar – vor allem Zwang. Sie haben vorhin angesprochen, dass eine 

Lehrkraft auf Sie zugekommen ist in der Absicht, eine Kooperation zu machen, und 

gefragt hat, ob dabei geholfen werden kann. Natürlich kann man da vermitteln. 

Warum? – Weil das heute schon freigestellt ist und die Schulen kooperieren dürfen 

und können, wenn sie Interesse daran haben und die Schulfamilie sagt, wir können 

das bei uns in das pädagogische Gesamtkonzept einbauen, wir können die Bundes-

wehr gut in die Demokratiebildung einbetten.
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Was Sie aber machen wollen, ist die Verpflichtung dazu. Wenn die Schulen sagen, bei 

uns passt das einfach nicht, wenn die Schulfamilie, die Eltern, die Lehrkräfte, die 

Schüler:innen sagen, wir wollen uns damit anderweitig in der Demokratiebildung be-

schäftigen, zwingen Sie die Schulen zur Kooperation mit der Bundeswehr. Das ist der 

Unterschied: Zwang statt Freiwilligkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ähnlich ist es bei den Hochschulen. Das Gesetz ist – wie gesagt – unnötig. Sie haben 

selbst das Thema Zivilklausel angesprochen. Die Frage stellt sich überhaupt nicht. Wir 

haben in Bayern nicht eine einzige Zivilklausel. Wir haben keine Universität, in der es 

irgendwie Bestrebungen oder erfolgversprechende Bestrebungen gibt, eine Zivilklau-

sel einzuführen. Das heißt, Sie lösen ein Problem, das überhaupt nicht besteht, also 

ist das ein unnützes Gesetz. Ich kann mich übrigens daran erinnern, dass Herr Minis-

ter Herrmann einmal gesagt hat, unnütze Gesetze sollen erst gar nicht geschaffen 

werden. Also ist es sinnvoll, dieses Gesetz erst gar nicht zu schaffen. Es ist sogar ver-

fassungswidrig, weil Sie die Hochschulautonomie nicht achten. Die Hochschulen müs-

sen selber entscheiden können, ob sie sich eine Zivilklausel geben wollen oder nicht.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Steht in der Verfassung!)

Ob die dann verfassungswidrig ist, ist eine andere Frage. Ich bin auch der Meinung, 

dass sich Hochschulen keine Zivilklausel geben können. Trotzdem ist das Verbot ver-

fassungswidrig.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Das ist jetzt aber unlogisch!)

– Das greift in die Hochschulautonomie ein. Die Hochschulautonomie hat Verfas-

sungsrang. Aber gut, daran merkt man, dass Sie sich mit der Kritik der Hochschulen 

nicht auseinandergesetzt haben.

(Beifall bei den GRÜNEN – Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ich habe mal an 

einem Lehrstuhl für Verfassungsrecht gearbeitet!)
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Kooperationen können die Hochschulen auch machen; es ist sogar geboten, dass die 

Hochschulen in der weiteren militärischen Forschung mit dem Bundesverteidigungsmi-

nisterium kooperieren. Somit ist auch diese Regelung gar nicht notwendig. Das ist 

bundesrechtlich automatisch geregelt, übrigens über das Verfassungsrecht. Auch das 

ist ein Punkt im Gesetz, wo wir keine konkreten Auswirkungen im Hinblick auf die Ko-

operation von Universitäten haben, mit der Ausnahme, dass Sie etwas verbieten wol-

len, was nicht verboten werden kann.

Wer die Bundeswehr zukunftsfähig ausgestalten möchte, muss sich insbesondere im 

Zusammenhang mit der Nachwuchsgewinnung fragen, wie die Bundeswehr attraktiver 

gestaltet werden kann. Wie können beispielsweise Familie und Beruf in der Bundes-

wehr vereinbart werden? Wie kann man es schaffen, dass die Vorstellungen junger 

Menschen von einem Job in der Bundeswehr im Hinblick auf Hierarchien, auf Füh-

rungsstrukturen und Ähnliches besser abgebildet werden? Die Attraktivität der Bun-

deswehr macht deutlich mehr als Pflicht aus, sondern vielmehr das Anpassen an die 

Bedürfnisse der jungen Generation. Vielleicht sollten Sie sich mal damit beschäftigen. 

Ich glaube, damit schaffen wir es, den Nachwuchs für die Bundeswehr zu gewinnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Als Nächster spricht Herr Kollege Markus 

Rinderspacher.

Markus Rinderspacher (SPD): Herr Präsident, Hohes Haus, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Kollege Pohl hat recht. Ich habe das nicht häufig gesagt in diesem Par-

lament, aber es waren insbesondere sozialdemokratische Verteidigungsminister, die in 

unserer Truppe hohes Ansehen genossen haben, von Georg Leber über Helmut 

Schmidt, Hans Apel bis hin zu Peter Struck, und der gegenwärtige Verteidigungsminis-

ter Boris Pistorius ist seit Monaten der beliebteste und im Ansehen der deutschen Bür-

gerinnen und Bürger wohlgelittenste Politiker der Bundesrepublik Deutschland; er 

steht für die Zeitenwende, die der deutsche Bundeskanzler wenige Tage nach dem 
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völkerrechtswidrigen Angriff Russlands auf die Ukraine formuliert hat. "Zeitenwende" 

bedeutet unter anderem, dass der Verteidigungshaushalt der Bundesrepublik 

Deutschland mit über 70 Milliarden Euro in diesem Jahr so hoch ist wie noch nie 

zuvor; "Zeitenwende" bedeutet ein vom Deutschen Bundestag beschlossenes Sonder-

vermögen von 100 Milliarden Euro, um die Bundeswehr wieder in die Lage zu verset-

zen, unser Land zu verteidigen; "Zeitenwende" bedeutet auch, dass Boris Pistorius 

einen Vorschlag gemacht hat, wieder mehr Soldatinnen und Soldaten rekrutieren zu 

können, um von jetzt 180.000 Streitkräften auf über 200.000 zu kommen. Deshalb be-

grüßen wir es als SPD, dass der Freistaat Bayern die Bundeswehr fördern möchte. 

Die Staatsregierung hat hierfür einen Gesetzentwurf vorgelegt, der intensiv in allen 

Ausschüssen diskutiert wurde.

Wir haben deutlich gemacht, dass wir an der einen oder anderen Stelle gesetzgeberi-

sches Handwerk erkennen, das nicht aus Gold gemacht ist. So haben wir leider fest-

stellen müssen, dass an der einen oder anderen Stelle unbestimmte Rechtsbegriffe im 

Raum stehen, beispielsweise mit Blick auf die nationale Sicherheit, die ausgerechnet 

der Wissenschaftsminister "on his own" beschreiben und definieren soll. Anders als im 

Bund, wo das Parlament für das Militär zuständig ist, ist hier der Wissenschaftsminis-

ter dafür zuständig. Wir sehen es kritisch, dass die Hochschulen veranlasst sein wer-

den, möglicherweise militärische Geheimnisse, militärische Wissenschaftsergebnisse 

an NATO-Partner weiterzugeben. Ich denke an unseren NATO-Partner Ungarn; ihm 

möchte ich, zumindest im Moment, auf keinen Fall solche wissenschaftlichen Erkennt-

nisse aus bayerischen Hochschulen zukommen lassen. Aber laut diesem Gesetz 

wären die Hochschulen dann dazu verpflichtet.

Das heißt, das Gesetz wirft die eine oder andere Frage im Detail auf. Wir hatten Sie 

gebeten, in den Ausschüssen dafür Rechnung zu tragen, dass hier Klarheit und Wahr-

heit geschaffen wird. Es bleibt aber bei den unbestimmten Rechtsbegriffen. Sollte also 

von außerhalb des Parlaments möglicherweise auf dem Rechtsweg eine Gesetzesän-

derung angestrebt werden, tragen die Bayerische Staatsregierung und die sie tragen-
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den Regierungsparteien die alleinige Verantwortung für eine denkbare Verfassungs-

klage, weil sie im Gesetzeswege hier keine Nachbesserungen vorgenommen haben.

Wir stellen fest, dass von 13 Eingaben zu diesem Gesetzentwurf 12 überwiegend be-

grüßend waren; eine war sehr kritisch, aus einer antimilitaristischen Grundhaltung her-

aus. Ich respektiere jede Form des Pazifismus, aber es ist nicht unsere Haltung. Wir 

sagen eben nicht, dass die Abschreckung im Moment nicht nötig wäre. Wir haben an-

gesichts der geostrategischen und geopolitischen Lage auf unserem Kontinent die 

Notwendigkeit, Abschreckung herzustellen; die Bundesregierung tut das; wir unterstüt-

zen das. Vor diesem Hintergrund begrüßen wir jedwede Form der Unterstützung für 

unsere Bundeswehr. Herr Kollege Fackler, die SPD ist die Partnerin an der Seite un-

serer Parlamentsarmee.

(Beifall bei der SPD sowie des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege 

Alex Dorow.

Alex Dorow (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 

war schon eine Sternstunde, ganz großes Kino, was wir da gerade erlebt haben. Nach 

fast 80 Jahren Frieden, den wir nach zwei kriegerischen Vollkatastrophen in Europa 

erleben dürfen, weil wir uns darauf geeinigt haben, regelbasiert miteinander umzuge-

hen und keine Kriege gegeneinander zu führen, wird nun seit bald drei Jahren ein An-

griffskrieg am Rande Europas gegen die Ukraine geführt. Wenn wir uns nun darauf 

besinnen, uns wieder verteidigungsfähiger zu machen und besser auf diesem Gebiet 

aufzustellen, dann spricht der Kollege Arnold von Kriegstreiberei.

Wenn Verteidigung und Bemühungen zur Verteidigung Kriegstreiberei sind, Kollege 

Arnold, dann weiß ich nicht, was für Sie Kriegsführung ist. Das ist eine Verdrehung 

von Tatsachen, die nicht zu diesem Thema passt und die dieses Hauses unwürdig ist.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Als der ungarische Ministerpräsident Orbán bei Putin war und sich in Verhandlungen 

versucht hat, so wie Sie es gerade eben gesagt haben, hat es keine 48 Stunden spä-

ter einen katastrophalen Angriff auf eine Kinderklinik für krebskranke Kinder gegeben, 

der die Klinik dem Erdboden gleichgemacht hat. Wenn das die Ergebnisse der Ver-

handlungen mit Putin sind, dann möchte ich diese Verhandlungen zum jetzigen Zeit-

punkt besser nicht führen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Es ist schon sehr viel Richtiges gesagt worden, deshalb in aller Kürze die wichtigsten 

Punkte, die vielleicht noch ergänzt werden können: Kolleginnen und Kollegen, durch 

die Änderung des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes wird mit der Einführung 

dieses Kooperationsangebots bzw. -gebots und der Kooperationsverpflichtung eine 

reibungslose Zusammenarbeit der Bundeswehr mit den Hochschulen sichergestellt. 

Das ist ein wesentlicher Punkt, der in der Vergangenheit so nicht galt.

Das Verbot von Zivilklauseln verhindert Einschränkungen bei Forschungsvorhaben, 

bei Drittmittelakquise und bei der Verwertung von Forschungsergebnissen. Bei der Än-

derung des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen ist von 

Zwang, Kollege Adjei, nirgendwo die Rede. Es ist im Wesentlichen eine Anpassung an 

europäische Gepflogenheiten, an alle anderen europäischen Länder, wo das Erzie-

hungs- und Unterrichtswesen Teil einer Wertevermittlung ist, wo die Vermittlung inter-

nationaler politischer Rahmenbedingungen klargemacht werden kann und eine Förde-

rung mündiger Bürger, die politische Entscheidungen selbst bewerten und selbst 

treffen können, erfolgt. Wer da von Zwang spricht, der begeht aus meiner Sicht eine 

Themaverfehlung. Das tut mir leid.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Kolleginnen und Kollegen, die Öffnung der Schulen für die Bundeswehr und andere 

Sicherheitsorgane sowie die Vorstellung von Bundeswehrberufen bei beruflichen Ori-
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entierungsveranstaltungen sind essenziell für die Personalgewinnung, also, wie ge-

sagt, eine Angleichung an europäische Gepflogenheiten.

Die Änderung des Bayerischen Landesplanungsgesetzes – noch ein wichtiger Punkt – 

betont die Bedeutung der Infrastruktur für eine künftige Stationierung der Streitkräfte 

und die langfristigen Investitionen des Bundes und der US-Streitkräfte in Bayern. 

Künftig sollen militärische Belange angemessen höher gewichtet und bei landesplane-

rischen Zielen besonders berücksichtigt werden, ohne die Priorität beispielsweise der 

Energiewende zu beeinträchtigen.

Vorletzter Punkt: die Änderung der Bayerischen Bauordnung. Sie zielt auf die Entbüro-

kratisierung beim militärischen Bauen ab. Durch den Verzicht auf baurechtliche Ver-

fahren für Bauvorhaben der Bundeswehr auf dauerhaft militärisch genutzten Bau-

grundstücken werden Bauaufsichtsbehörden entlastet. Die Nutzung von 

Wiederholungsplanungen und seriellem Bauen wird effizienter ermöglicht. Wir alle hier 

wünschen uns schon seit Langem eine Erleichterung und eine Entbürokratisierung. 

Jetzt wird sie endlich möglich gemacht.

Letzter Punkt: Die Änderung des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes wertet den öf-

fentlichen Belang der nationalen Sicherheit auch im Bereich des Denkmalschutzes 

auf. Angesichts der veränderten internationalen Sicherheitslage ist dies aus unserer 

Sicht ein Gebot der Stunde. Diese Änderungen sind von großer Bedeutung, um die Si-

cherheit und Verteidigungsfähigkeit unseres Landes zu stärken und die Zusammenar-

beit zwischen Bundeswehr und anderen Institutionen zu fördern. Nicht zuletzt ist der 

Gesetzentwurf ein längst überfälliger Schritt hin zu einer Normalisierung des Verhält-

nisses zwischen dem Staatsbürger in Uniform und unserer Gesellschaft. Wir stimmen 

selbstverständlich zu.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Für die Staatsregierung hat Herr 

Staatsminister Dr. Florian Hermann um das Wort gebeten.
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Staatsminister Dr. Florian Herrmann (Staatskanzlei, Bundesangelegenheiten und 

Medien): Herr Präsident, Herr Ministerpräsident, sehr verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Das Wichtigste an dem heutigen Gesetz ist zunächst einmal, dass wir es be-

schließen, und zwar deshalb, weil dadurch das selbstverständliche Einstehen der 

Bayerischen Staatsregierung für die Bundeswehr, für die Standorte der Bundeswehr 

und für die Anliegen der Soldatinnen und Soldaten durch eine ganz grundsätzliche Äu-

ßerung der Volksvertretung, des bayerischen Parlaments, verstärkt wird. Es wird sozu-

sagen in Gesetzesform gegossen.

Das ist eine besonders bedeutende Ausdrucksform, die wir als Parlament zur Verfü-

gung haben, um zu zeigen, welch hohen Stellenwert die Bundeswehr für Bayern hat, 

welch hohen Stellenwert die Arbeit der Soldatinnen und Soldaten in unserer Gesell-

schaft für unsere Freiheit und unsere Sicherheit hat. Schon deshalb all denen, die zu-

stimmen, einen herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

In den sehr klugen und kenntnisreichen Ausführungen der Kollegen Fackler, Pohl, 

Rinderspacher und Dorow

(Lachen bei den GRÜNEN)

wurde sehr deutlich, dass sie den Ernst der Lage richtig einschätzen, so, wie wir es 

eigentlich alle tun sollten. Die Lage ist nämlich wirklich ernst, wie wir am fortdauernden 

Angriffskrieg Putins gegenüber der Ukraine sehen. Er hat diese Zeitenwende ausge-

löst oder uns voll bewusst gemacht. Das muss in allen Köpfen in unserem Land an-

kommen. Wir leben eben nicht mehr in der Zeit unmittelbar nach Ende der Teilung der 

Welt in Blöcke, in der vermeintlich der immerwährende Friede ausgebrochen ist, son-

dern wir leben leider – von Putin zurückgebombt – in einer Zeit, in der wir – wesentlich 

mehr, als wir es je in unserer Vorstellungswelt dachten – tatsächlich um die Sicherheit 

besorgt sein müssen.
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Da reicht eben nicht nur die Sorge, das Schönbeten, das Schönreden, sondern wir 

müssen wirklich wieder durch Abschreckung Sicherheit ermöglichen. Das bedeutet, 

unseren Beitrag innerhalb der NATO zu leisten, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Da helfen uns selbstverständlich nicht die vollkommen wirren Vorstellungen der AfD, 

die heute wieder sehr deutlich zum Ausdruck kamen. Zunächst einmal ist völlig klar: 

Putins Knechte sind nicht die Stärke der Bundeswehr, sondern sind Volksverräter, wie 

man das in Ihrem Jargon sagt. Dabei bleibt es auch. Sie sind Putins Knechte und 

sonst gar nichts.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Widerspruch bei der AfD)

Sie versuchen, mit wirrer Angstmacherei zu punkten. Von Kriegstreiberei zu sprechen, 

wo man Abschreckung erreichen will, wo man die Bundeswehr, von der Sie ja auch 

immer sprechen, in eine Situation versetzen will, ihren Beitrag innerhalb der NATO zu 

leisten, verkennt, dass es nur einen einzigen Kriegstreiber, ja Kriegsherrn gibt, und 

das ist Putin und sonst niemand.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Im Übrigen sind Sie, um in Ihrem Jargon zu bleiben, ohnehin nicht satisfaktionsfähig. 

Wenn ein Kollege von Ihnen, der Kollege aus Passau, hier im Hohen Haus an dieser 

Stelle in Bezug auf amerikanische Soldaten, die in Bayern sind, von Besatzungssolda-

ten spricht, dann kann ich nur sagen: Vollkommen lost, vollkommen in der alten Welt. 

Sie sind ein Sicherheitsrisiko.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Also alles in Ordnung, wie es der Kollege Rinderspacher anklingen hat lassen, alles 

bestens, der Bund hat alles im Griff? – Wir erkennen schon die Bemühungen, wir er-

kennen natürlich das Investitionspaket, wir erkennen die verschiedenen Aktivitäten an, 
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die der Bundesverteidigungsminister an den Tag legt. Wir sehen aber schon, dass er 

durch die Ampel ausgebremst wird und dass noch mehr geschehen müsste.

Natürlich ist richtig, es gibt das Sondervermögen. Allerdings ist es mittlerweile vollkom-

men ausgeplant. Die Erhöhung des Etats ist auch anzuerkennen; aber die mittelfristi-

ge Planung der nächsten Jahre zeigt schon wieder einen Rückgang. Es geht nicht 

mehr nur darum, durch Excel-Tabellen nachzuweisen, das Zwei-Prozent-Ziel zu erfül-

len, und noch den letzten Schubkarren hineinzurechnen, damit es irgendwie aufgeht. 

Es geht darum, der Bundeswehr die Fähigkeiten zu geben, ihren Beitrag innerhalb der 

NATO zu leisten.

Das bedeutet, wir müssen uns einfach klar darüber werden, dass deutlich mehr ge-

macht werden muss in diesem Bereich. Die Ampel muss tatsächlich Wort halten und 

nicht nur Reden schwingen. Das muss man bei allem Verständnis und bei aller Klar-

heit Ihrer Äußerungen bezüglich dieses Gesetzes schon nachfordern. Es ist mir auch 

ein Anliegen.

Natürlich sind wir hier in Bayern. Das heißt, wir sind nicht unmittelbar zuständig für die 

Außenpolitik, wir sind nicht unmittelbar zuständig für die Bundeswehr oder für den 

Wehretat im engeren Sinne; aber wir können in Bayern schon unseren Teil beitragen, 

und das wollen wir auch tun. Das tun wir mit diesem Gesetz, das in vielen Bereichen 

die Rahmenbedingungen für die Soldatinnen und Soldaten in Bayern deutlich verbes-

sert.

Ich danke allen, die konstruktiv daran mitgewirkt haben, bürokratische Hürden gerade 

im Baubereich zu reduzieren, sicherheitspolitische Forschung, Stichwort "Zivilklausel", 

zu der ich gleich noch komme, zu stärken und die Verankerung der Bundeswehr – das 

ist ganz wichtig – in der Mitte der Gesellschaft durch das klare Bekenntnis zu den Ju-

gendoffizieren noch stärker und deutlich zu machen.Das wird dadurch zum Ausdruck 

gebracht.
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Wir garantieren den Zugang zu den Schulen und Hochschulen. Die Jugendoffiziere 

haben künftig Zugang, ohne dass es darauf ankommt, wie die Lehrkräfte politisch ge-

polt sind. Der Zugang zu den Schulen ist nun möglich, so wie dies auch für Vertreter 

anderer Fachgebiete unserer Gesellschaft gilt.

Die Frage der Verteidigungsbereitschaft und die Frage, welche Bedeutung die Sicher-

heit, die äußere Sicherheit und das Militär, in einer Gesellschaft hat, haben in der Rea-

lität oft ein Schattendasein geführt. Angesichts der Sicherheitslage kann das nicht so 

bleiben.

Ich glaube, besonders wichtig ist es, die bürokratischen Hürden zu beseitigen, wenn 

es um Ertüchtigungen und Neubauten innerhalb von Militärgeländen geht.

Zur Zivilklausel. Lieber Kollege Adjei, ich glaube, Sie haben selber bemerkt: Einerseits 

zu sagen, die Zivilklausel halte ich – ich zitiere Sie – für verfassungswidrig, anderer-

seits gleichzeitig zu sagen, das Verbot einer verfassungswidrigen Zivilklausel halte ich 

auch für verfassungswidrig, zeigt: Sie sind in Ihren ideologischen Welten gefangen 

und können sich nicht entscheiden, wem Sie jetzt recht geben sollen. Das ist Ihr Pro-

blem.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeordneten Toni 

Schuberl (GRÜNE))

Meine liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn ich richtig liege, gibt es in Deutschland 

zwischen 70 und 75 derartige Zivilklauseln, keine in Bayern – das stimmt. Innerhalb 

Deutschlands gibt es aber sehr, sehr viele. Was in anderen Hochschulen passieren 

kann, könnte theoretisch genauso auch bei uns passieren. Ich mache noch einmal 

sehr deutlich, dass die Debatte völlig absurd ist; denn die Hochschulfreiheit, also die 

Freiheit von Forschung und Lehre, ist selbstverständlich verfassungsrechtlich gewähr-

leistet. Ich brauche nicht in das Gesetz zu schreiben, dass das so ist; trotzdem steht 

es so im Gesetz. Das steht natürlich in der Verfassung, also im Grundgesetz und in 

der Bayerischen Verfassung. Das ist doch keine Frage. Kein Mensch zwingt einen 
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Professor oder eine Professorin, über irgendetwas zu forschen oder nicht zu forschen. 

Das ist doch gerade der Sinn der Freiheit von Forschung und Lehre. Sich als Hoch-

schule aber mit einer Klausel zu verpflichten, irgendetwas nicht zu erforschen, halte 

ich für einen gewaltigen Eingriff in die Hochschulfreiheit, in die Freiheit von Forschung 

und Lehre.

Machen Sie doch einfach einmal ein Gedankenexperiment und stellen sich vor, es 

ginge nicht um Wehrtechnik, es ginge nicht um Technologien im Bereich Drohnen oder 

Ähnliches, was für die Sicherheit wichtig ist, sondern zum Beispiel um Genderfor-

schung. Wie wäre es denn, wenn wir eine Klausel einfügen würden, die Genderfor-

schung an Universitäten unterbinden würde? Da würden Sie bestimmt ganz anders ar-

gumentieren. Das zeigt die Doppelbödigkeit und Doppelmoral in Ihrer Argumentation.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Das zeigt aber auch eines: Das zeigt – das muss man sich immer deutlich machen –, 

wie linke GRÜNE immer versuchen, Diskursräume einzuengen. Nehmen Sie einfach 

hin, dass es Leute gibt, die sagen: Ich halte Militärforschung, ich halte innovative For-

schung in hochinnovativen, technologisch fortentwickelten Unternehmen in Kooperati-

on mit Universitäten für richtig. Nehmen Sie das einfach hin.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Das haben die doch schon längst gemacht! – Benjamin 

Adjei (GRÜNE): Sie wollen das erzwingen!)

Sie können ja eine andere Position vertreten. In der Gesellschaft und in einem demo-

kratischen Diskurs muss man das ganz einfach aushalten.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Sie schreiben doch das Verbot hinein! Sie verengen 

den Diskurs!)

Ihr grundsätzliches Problem ist die Verengung, das Canceln und das Wegdiskutieren 

von Faktoren. Das wird hier deutlich.
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(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb insgesamt noch einmal Danke für die sehr, sehr konstruktiven Beratungen, 

Danke an die Fraktionen, die zustimmen. Ich glaube wirklich, dass wir mit diesem Ge-

setz Rechtsgeschichte schreiben. So etwas hat es noch nie gegeben. Von allen, die 

Kenntnis haben und nicht ideologisch verblendet sind, wird das Gesetz begrüßt. Sogar 

Pistorius empfiehlt es als nachahmenswert. Ich finde das äußerst gut, weil dadurch 

der erforderliche Grundgedanke in der Gesellschaft verankert wird und auch für alle 

staatlichen Stellen zum Auftrag des Gesetzgebers wird. Das halte ich für ausgespro-

chen gut.

Hier geht es um die Veränderung des Mindset. Das ist ein Teil der Zeitenwende. Es 

geht aber auch darum, handlungsfähig zu sein, darum, dass die Bundeswehr hand-

lungsfähig ist, die in Bayern einen ganz zentralen, wichtigen Stellenwert hat. Wir sind 

stolz auf jeden Standort, den die Bundeswehr in Bayern hat, und wir wollen alles dafür 

tun, dass sie materiell, was die Baulichkeiten betrifft und vor allem was das hoch quali-

fizierte Personal der Soldatinnen und Soldaten betrifft, gut ausgestattet ist. Unser Ge-

setz wird dazu beitragen. Darum danke ich sehr herzlich für die Unterstützung.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Es liegen zwei 

Meldungen zu Zwischenbemerkungen vor. Zunächst der Kollege Benjamin Adjei.

Benjamin Adjei (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Minister, für das mehrfache Verweisen 

auf meine Rede. Nachdem vorher schon Kollege Fackler die Frage nicht beantworten 

konnte: Sie haben gerade gesagt, dass nur ideologische Verblendung dazu führt, Kri-

tik an diesem Gesetzentwurf zu üben. Wir haben Kritik an diesem Gesetzentwurf vom 

Bayerischen Roten Kreuz, wir haben Kritik an diesem Gesetzentwurf von der Gewerk-

schaft Erziehung und Wissenschaft, wir haben Kritik an diesem Gesetzentwurf von 

den Kirchen, wir haben Kritik von den Elternverbänden. Sagen Sie, dass diese alle 

ideologisch verblendet sind, weil sie Ihr Gesetz kritisieren? Können Sie außer dem Re-
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servistenverband vielleicht noch einen Verband nennen, der sich positiv zu diesem 

Gesetzentwurf geäußert hat?

Staatsminister Dr. Florian Herrmann (Staatskanzlei, Bundesangelegenheiten und 

Medien): Ich habe gerne mehrfach auf Ihre Rede verwiesen; sie war nämlich gar nicht 

einmal so gut.

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Im Übrigen wäre es mir neu, dass Sie auf einmal Gesetzgebung machen, indem Sie 

addieren, wie viele Verbände was sagen. Ich würde auch nicht behaupten, dass das 

Rote Kreuz ideologisch verblendet ist; dazu habe ich gar keinen Grund.

(Benjamin Adjei (GRÜNE): Das haben Sie gesagt!)

Das, was von Teilen Ihrer Partei und von Ihnen geäußert wird, legt aber den Verdacht 

nahe, dass bei Ihnen möglicherweise eine ideologische Verblendung vorliegt und es 

bei Ihnen einen Reflex gibt, wenn es um Fragen der Bundeswehr geht. Dieses Gesetz 

soll genau dem entgegenwirken. Darum handelt es sich um einen Zielkonflikt.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nun noch eine zweite Zwischenbemerkung, und 

zwar vom Kollegen Christoph Maier.

Christoph Maier (AfD): Herr Herrmann, Sie haben hier heute von Putinknechten und 

von Volksverrätern gesprochen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erhebungen haben ergeben, dass hier in diesem Haus sowohl aus den Reihen der 

CSU als auch aus den Reihen der FREIEN WÄHLER und der AfD weit über 40 % der 

Männer im wehrfähigen Alter auch Wehrdienst geleistet haben, hingegen aus den 

Fraktionen der GRÜNEN und der SPD nur vereinzelt –
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(Markus Rinderspacher (SPD): Moment! Moment!)

dies laut den Angaben, die im Netz und in den Abgeordnetenbiografien zu finden sind. 

Damit ist festzustellen, dass das bürgerliche Spektrum einen Großteil des wehrfähigen 

Potenzials der Gesellschaft abbildet.

Wollen Sie damit der Zielgruppe, die auch am stärksten AfD wählt, den Männern mitt-

leren Alters absprechen, dass sie für ihr Vaterland einstehen, dass sie bereit sind, für 

Deutschland zu kämpfen?

(Katharina Schulze (GRÜNE): Ihr kämpft doch für Putin!)

Wollen Sie auf das eine Drittel der Männer verzichten, die bereit sind, in der Armee für 

dieses Land zu kämpfen, indem Sie sie als Volksverräter diffamieren, nur weil sie uns 

ihre Stimme gegeben haben?

(Beifall bei der AfD)

Staatsminister Dr. Florian Herrmann (Staatskanzlei, Bundesangelegenheiten und 

Medien): Zunächst einmal will ich schon korrekt bleiben: Ich habe nicht Volksverräter, 

sondern Vaterlandsverräter gesagt,

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

um in Ihrem Jargon zu bleiben.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Das seid ihr nämlich!)

Im Übrigen glaube ich, dass es vielleicht wichtig wäre, dass die Leute, die Sie gewählt 

haben, auch einmal hören, dass hier sozusagen im Auftrag Ihrer Wähler jemand steht 

und die NATO als imperialistische Politik und die amerikanischen Soldatinnen und Sol-

daten, die hier ihren Dienst tun, als Besatzer bezeichnet. Dann können sich diese 

Leute überlegen, ob sie Sie überhaupt jemals noch wählen können.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD)
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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Aus-

sprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung liegen der 

Gesetzentwurf der Staatsregierung auf der Drucksache 19/1556 und die Beschluss-

empfehlung mit Bericht des federführenden Ausschusses für Bundes- und Europaan-

gelegenheiten sowie regionale Beziehungen auf der Drucksache 19/2828 zugrunde. 

Der federführende Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regiona-

le Beziehungen empfiehlt Zustimmung zum Gesetzentwurf. Der endberatende Aus-

schuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration empfiehlt ebenfalls 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass mehrere Änderungen vorgenommen werden. Im 

Einzelnen verweise ich hierzu auf Drucksache 19/2828.

Wer dem Gesetzentwurf mit den empfohlenen Änderungen zustimmen möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion, FREIE WÄHLER und 

CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Bei Gegenstimmen der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Enthaltungen! – Bei Enthaltung der AfD-Fraktion ist das 

Gesetz so beschlossen.Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen 

wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schla-

ge vor, sie in einfacher Form vorzunehmen. – Widerspruch erhebt sich nicht.

Wer dem Gesetzentwurf in der soeben beschlossenen Fassung seine Zustimmung 

geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das sind wiederum die Fraktio-

nen SPD, FREIE WÄHLER, CSU. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Enthaltungen! – Die AfD-Fraktion. Damit ist das Gesetz 

angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz zur Förderung der Bundeswehr in Bayern".
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